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Aktenzeichen:

L 7 AS 1636/10 B ER u.
L 7 AS 1637/10 B
(VNR: 104298)
(bei Antwort bitte angeben)

Bearbeiter:

Frau Henneck

Telefon 0201 7992-509

Telefax 0201 7992-540

L 7 AS 1636/10 B ER u. L 7 AS 1637/10 B: Wilfried Mohr ./. Arbeits-
gemeinschaft Märkischer Kreis Widerspruchs- und Klagestelle

Anlage

Sehr geehrter Herr Mohr,

als Anlage wird übersandt:

- Ausfertigung des Beschlusses vom 15.10.2010

Mit freundlichen Grüßen
Auf Anordnung
Henneck
Regierungsbeschäftigte
( Maschinell erstellt, ohne Unterschrift gültig)

Dienstgebäude:
Zweigertstraße 54
45130 Essen
Telefon 0201 7992-1
Telefax 0201 7992-302

www.lsg.nrw.de
www.sozialgerichtsbarkeit.de

Sprechzeiten:
Mo.-Do. 02:30-12:00 Uhr

13:00-14:30 Uhr,
Fr. 08:30-12:00 Uhr

13:00-14:00 Uhr,
oder nach Vereinbarung.

Sie erreichen das Gericht
vom Hauptbahnhof mit
der Straßenbahnlinie 106
(Haltestelle Landgericht).
Kfz.: BAB 40
Ausfahrt Holsterhausen,
Richtung Uni-Klinik.

Öffnungszeiten:
Mo.-Do. 08:00-16:00 Uhr
Fr. 08:00-15:00 Uhr

http://www.lsg.nrw.de
http://www.sozialgerichtsbarkeit.de


Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen

Az.: L 7 AS 1636/10 B ER und L 7 AS 1637/10 B 
Az.: S 33 AS 3869/10 ER SG Dortmund

Beschluss
In dem Beschwerdeverfahren

Wilfried Mohr, Iserlohner Straße 9, 58675 Hemer

Antragsteller und Beschwerdeführer

gegen

Arbeitsgemeinschaft Märkischer Kreis Widerspruchs- und Klagestelle, vertreten durch den
Geschäftsführer, Friedrichstraße 59/61, 58636 Iserlohn

Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin

hat der 7. Senat des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen in Essen am 15.10.2010
durch den Vorsitzenden Richter am Landessozialgericht Schumacher, die Richterin am
Landessozialgericht Redenbach-Grund und die Richterin am Landessozialgericht              

 und    
ssozialgericht

Dr. Künkele beschlossen:

Die Beschwerden des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Dortmund vom 13.09.2010 werden als unzulässig verworfen.

Der Antrag auf Gewährung von Prozesskostenhilfe für das Beschwerdever-
fahren wird abgelehnt.

Kosten sind auch im Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten.
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Gründe:

Die Beschwerde gegen die Ablehnung einstweiligen Rechtsschutzes, sofern das SG den
Antrag des Antragstellers, „die Antragsgegnerin vorläufig bis zur erstinstanzlichen

Entscheidung zu verpflichten, Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch in
zustehender Höhe zu bewilligen", abgelehnt hat, ist nicht statthaft. Denn der Wert des

Beschwerdegegenstandes überschreitet 750,- € nicht.

Nach § 172 Abs. 3 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in der Fassung des Gesetzes zur
Änderung des Sozialgerichtsgesetzes und des Arbeitsgerichtsgesetzes (SGGArbGGÄndG

vom 26.03.2008; BGBl. I 444) ist die Beschwerde in Verfahren des einstweiligen

Rechtsschutzes ausgeschlossen, wenn in der Hauptsache die Berufung nicht zulässig

wäre. Eine Berufung ist zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes bei einer

Klage, die eine Geldleistung oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt betrifft, 750,- €

übersteigt (§ 144 Abs. 1 Nr. 1 SGG i.d.F. ab 01.04.2008) oder die Berufung

wiederkehrende oder laufende Leistungen für mehr als ein Jahr betrifft (§ 144 Abs. 1 S. 2

SGG). Richtet sich der Anspruch auf die Gewährung einer Geldleistung, ist der Wert des

Beschwerdegegenstandes nach dem Geldbetrag zu berechnen, um den unmittelbar

gestritten wird (BSG, Beschluss vom 06.02.1997 - 14/10 Bkg 14/96, Rn. 7, 9 zitiert nach

juris). Der Beschwerdewert bestimmt sich nach dem Geldbetrag, den das SG versagt hat

und den der Beschwerdeführer weiter verfolgt (LSG NRW, Beschluss vom 24.04.2009 -

L 7 B 408/09 AS ER; Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, Kommentar zum SGG,

9. Auflage 2008, § 144 Rn. 14 f.).

Unter Berücksichtigung dieser Voraussetzungen wäre die Berufung nicht zulässig. Der Be-

schwerdewert von 750,- € wird nicht überschritten. Nach Mitteilung der Antragsgegnerin

vom 30.08.2010 bestehen noch die Sanktionen vom 06.04.2010 und 19.05.2010, die zu

einer Reduzierung von insgesamt 20 % der Regelleistung führen, d.h. nicht mit einem
Wert von mehr als 750,- € zu beziffern sind. Denn die Antragsgegnerin hat im Eilverfahren

vor dem SG mit Bescheiden vom 24.08.2010 und 02.09.2010 die Sanktionsbescheide vom

08.07.2010, 19.03.2010, 13.04.2010 und 28.04.2010 aufgehoben.

Ergänzend weist der Senat darauf hin, dass in Fällen der Unterschreitung des Berufungs-

streitwertes im einstweiligen Rechtsschutzverfahren auch eine Nichtzulassungsbeschwer-

de nicht gegeben ist. Das Sozialgerichtsgesetz sieht in der ab 01.04.2008 geltenden Fas-
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sung eine derartige Zulassung nicht vor. Bereits der Wortlaut des § 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG

offenbart, dass die Beschwerde eben gerade nur dann zulässig sein soll, wenn in der

Hauptsache die Berufung zulässig wäre, d. h. lediglich in den Verfahren, in denen die Zu-

lässigkeit kraft Gesetzes wegen des Nichtvorliegens der Ausschlussgründe des § 144

Abs. 1 SGG zu bejahen ist (LSG NRW, Beschluss vom 24.04.2009, a.a.O.; LSG NRW,

Beschluss vom 14.05.2008 - L 9 B 85/08 AS ER -). Denn nach dem Willen des

Gesetzgebers bezweckt die Beschränkung der Rechtsschutzmöglichkeiten im

einstweiligen Rechtsschutzverfahren die Vermeidung einer Privilegierung gegenüber den

Rechtsmitteln im Hauptsacheverfahren (BT-Drucks. 16/7716 zu Nr. 29 Buchstabe b Nr. 1).

Außerdem verweist § 172 SGG nicht auf die Vorschrift des § 144 Abs. 2 SGG.

Hinsichtlich des Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das Ausgangsverfah-

ren ist die Beschwerde des Antragstellers ebenso wenig statthaft. Die Neuregelung des

§ 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG i.d.F. des Dritten Gesetzes zur Änderung des Vierten Sozialge-

setzbuches und anderer Gesetze (BGBI I S. 1132), nach der Beschwerden auch für Ent-

scheidungen über einen Prozesskostenhilfeantrag im Rahmen des Verfahrens des einst-

weiligen Rechtsschutzes ausgeschlossen sind, wenn in der Hauptsache die Berufung

nicht zulässig wäre, wurde im Bundesgesetzblatt vom 10.08.2010 veröffentlicht und trat

damit bereits in Kraft, bevor der Antragsteller mit Schriftsatz vom 26.09.2010 seine Be-

schwerde erhoben hat.

Die isolierte Anfechtung der Kostengrundentscheidung des SG im Beschluss vom

13.09.2010 ist nach § 172 Abs. 3 Nr. 3 SGG in der ab 01.04.2008 geltenden Fassung

ausgeschlossen.

Prozesskostenhilfe für das Beschwerdeverfahren war dem Antragsteller nicht zu gewäh-

ren, da die Rechtsverfolgung aus den oben dargelegten Gründen keine Aussicht auf Erfolg

bot.

Die Kostenentscheidung für das einstweilige Rechtsschutzverfahren folgt aus § 193 SGG.

I m Prozesskostenhilfe-Beschwerdeverfahren sind außergerichtliche Kosten nicht zu

erstatten (§ 73a Abs. 1 S. 1 SGG i.V.m. § 127 Abs. 4 SGG).



Schumacher

Ausgefertigt
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Der Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (§ 177 SGG).

Dr. Künkele Redenbach-Grund

Heueck
Regierungsbeschäftigte
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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